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Anzeige

Und hier fliegen die Späne
lth) Wo gehobelt wird, da
fliegen auch die Späne, sagt
ein Sprichwort. Und Späne
fliegen nach der weiteren
Sparrunde beim Budget 2002
in folgenden Bereichen:
Grundsätzlich einmal werden
zwischen 16 und 17 Millio-
nen in der laufenden Rech-
nung gestrichen. Dazu kom-
men noch 7 Millionen bei
den Investitionen. Damit er-
reicht die Regierung das von
der Finanzkommission des
Grossen Rates einverlangte
Sparziel von 23 Millionen
Franken. Rund 6 bis 7 Millio-
nen betragen die Einsparun-
gen im Gesundheits- und im
Erziehungsdepartement. Die-
se beiden Departemente sind
auch die mit dem grössten
Anteil am Ausgabenkuchen.
Damit hat die Regierung eine
Opfersymmetrie entlang des
Ausgabenanteils gesucht.

Daneben werden auch Ab-
striche bei der Landwirt-
schaft gemacht. Bei den In-
vestitionen sollen keine lau-
fenden Projekte stillgelegt
werden. Aber es kommt auch
hier zu Abstrichen im Bud-
get, so unter anderm auch
beim Ausbau des Kollegiums
Brig-Glis.
Die Regierung erinnert da-
ran, dass sie in den letzten
Jahren auch Sonderanstren-
gungen zu bewältigen hatte,
wie etwa die Unwetterschä-
den, dann auch die Sanierung
der Walliser Elektrizitätsge-
sellschaft (WEG) und der
Walliser Kantonalbank
(WKB). 68 Millionen Fran-
ken sind an ausstehenden
Subventionen an die Gemein-
den ausgerichtet worden und
47 Millionen wurden in ein
Wirtschafts-Ankurbelungs-
programm gesteckt.

Noch kein neuer «Vogt»
Nach dem Abgang des Leukerbadner Beirats mit Nebengeräuschen

L e u k e r b a d. — Innert
der nächsten anderthalb
Monate muss ein Nach-
folger für den abtreten-
den Beirat von Leuker-
bad gefunden werden.
Wie gestern in Sitten zu
erfahren war, ist bisher
noch kein Nachfolger er-
nannt worden. Unter
Umständen wird die Bei-
ratschaft über Leuker-
bad zum Anlass des per-
sonellen Wechsels gelo-
ckert.

Der bisherige Beirat, Dr. An-
dreas Coradi, macht für seinen
Abgang gesundheitliche Prob-
leme geltend. Wie er früher
gegenüber dem WB erklärt
hatte, machen ihm Rücken-
probleme zu schafffen, die
sich auch nach einer Operation
nicht besserten. Auf der ande-

ren Seite war der Beirat für die
hoch verschuldete Gemeinde
auch wegen seiner hohen Be-
züge immer wieder unter Be-
schuss geraten.

30 000 Franken
Monatslohn

Sowohl im Kantonsgericht
(der Ernennungsbehörde) wie
auch bei der Walliser Regie-
rung räumt man ein, dass die
Beiratschaft von Leukerbad
zum teuren Pflaster geraten ist.
Der Beirat von Leukerbad er-
hielt die ordentlichen Anwalts-
ansätze für Zürich ausgerich-
tet, nämlich Franken 350 in
der Stunde zuzüglich Spesen.
Dies führte dazu, dass sich die
Bezüge während gewisser Mo-
nate über 30 000 Franken be-
wegen konnten. Dies stiess in
einem Land sauer auf, in dem
ein Regierungsmitglied rund
14 000 Franken netto verdient.

Diese Bezüge mögen zwar
rechtens sein, führten aber zu-
sammen mit weiteren beigezo-
genen Fachleuten (Juristen
und Treuhändern) dazu, dass
sich für die Not leidende Ge-
meinde bis zu 500 000 Fran-
ken «Vogteikosten» ergaben.
So gesehen war der «Vogt»
von Leukerbad dem Bäderdorf
zwar nicht unbedingt lieb, da-
für aber umso teurer . . .

Die Beiratschaft
lockern?

Offenbar macht man sich bei
den Behörden nun darüber Ge-
danken, ob die Coradi-Nach-
folge nicht durch einheimische
Bewerber um diesen Posten zu
vernünftigeren Bedingungen
sichergestellt werden könnte.
Einmal liegt der Stundentarif
für einen Anwalt im Wallis bei
220 bis 230 Franken — und
die «Anmarschwege» und da-

mit der Zeitaufwand wären für
einen hiesigen Beirat wesent-
lich kleiner. Wenn in einer ers-
ten Phase ein auswärtiger Bei-
rat beigezogen worden sei,
dann vor allem auch, um die
Unabhängigkeit von politi-
schen und wirtschaftlichen
Druckgruppen zu wahren,
wird in Sitten betont. Dies
sollte nun laut der Ernen-
nungsbehörde auch mit einer
einheimischen Fachperson
möglich sein. Gleichzeitig
könnte auch der Aufgabenbe-
reich und damit der Aufwand
des Beirats zurückgenommen
werden, weil die Beiratschaft
über Leukerbad zum jetzigen
Zeitpunkt eine Lockerung er-
fahren könnte.
Allerdings ist die Persönlich-
keit für den heiklen Job des
«Vogtes II» bisher noch nicht
gefunden worden — trotz auf-
wändiger Bemühungen seitens
der Ernennungsbehörden. lth

Spitalpersonal:
40 Millionen

S i t t e n. — lth) Das kan-
tonale Gesundheitsdeparte-
ment sieht sich gegenwär-
tig mit einer Forderung
nach eine 10-prozentigen
Lohnerhöhung des Spital-
personals konfrontiert. Ob-
wohl in den letzten Jahren
die Löhne des Gesund-
heitspersonals um rund 14
Prozent erhöht worden
sind, besteht in diesem Be-
reich im schweizerischen
Vergleich noch ein Nach-
holbedarf, räumt auch
Staatsrat Thomas Burgener
ein. Ein gewisser Spiel-
raum für weitere Lohner-
höhungen bestehe noch.
Doch würde die Forderung
nach einer 10-prozentigen
Lohnerhöhung laut Ge-
sundheitsdepartement Fol-
gekosten von rund 40 Mil-
lionen (Personal in den
Spitälern, aber auch in So-
zialmedizinischen Zentren,
Altersheimen) nach sich
ziehen. Diese Mittel müss-
ten zu einem Drittel vom
Kanton und zu zwei Drit-
teln von den Krankenversi-
cherern und andern Versi-
cherungen aufgebracht
werden.

Wo wird der Sparhobel angesetzt?
Neben der Erziehung und der Gesundheit ist der Ausbau des Briger Kollegiums unter den «Sparopfern»

S i t t e n. — Die Walliser
Regierung hat unter dem
harten Druck der Finanz-
kommission des Grossen
Rates das Kantonsbudget
2002 noch einmal unter
die Lupe genommen und
wurde fündig: Zusätzliche
Einsparungen von 23 Mil-
lionen sind innert weniger
Tage vorgenommen wor-
den.

Die zusätzliche Sparrunde dürf-
te aber in einigen Departemen-
ten die Schmerzgrenze erreichen
oder sogar überschreiten, wie
Finanzchef Wilhelm Schnyder
gestern auf Anfrage hin mitteil-
te. Schwergewichtig schmälern
die zusätzlichen Einsparungen
die ursprünglich budgetierten
Beträge im Erziehungs- und Ge-
sundheitswesen, aber auch in
der Volkswirtschaft sowie im
Baudepartement. Im Baudepar-
tement ist der Hochbau von der
weiteren Sparrunde betroffen.
Hier werden unter anderm beim
Budget für den Aus- und Neu-
bau des Kollegiums Spiritus
Sanctus in Brig-Glis Streichun-
gen vorgenommen (siehe Kas-
ten).

Die Regierung schlägt dem Grossen Rat nächste Woche auf Druck der Finanzkommission ein um 23 Millionen Franken reduziertes Budget vor. Die Streichungen wurden
im Erziehungswesen, bei der Gesundheit, aber auch in der Volkswirtschaft und im Baudepartement vorgenommen.

Neuverschuldung in
engen Grenzen

Die Walliser Finanzen stehen im
westschweizerischen Vergleich
gut da. Die Neuverschuldung
hat sich in den letzten sechs Jah-
ren mit insgesamt rund 50 Mil-
lionen in engen Grenzen gehal-
ten. Hier lassen sich bereits die
Spuren der Sparbemühungen
der Regierung und des Grossen
Rates ablesen. Aber im Grossen
Rat überbieten sich vorab die
Radikalen, die CVP Unterwal-
lis, die CVP Mittelwallis und die
CVP Oberwallis mit Sparforde-
rungen. Gleichzeitig mit den zu-
sätzlichen Steuererleichterun-
gen, die vom Parlament gegen
den Willen der Regierung be-
schlossen wurden (rund 30 zu-
sätzliche Millionen allein für
den Kanton), wird es nun in den
nächsten Jahren eng. Allerdings
gibt es auch so etwas wie eine
«Verwirrung der finanzpoliti-
schen Geister». So schrieb die
CSPO gestern in ihrem Frakti-
onsbericht davon, dass sich der
Kanton in den letzten sechs Jah-
ren jeweils mit 50 zusätzlichen

Millionen verschuldet hätte. In
Tat und Wahrheit ist dies der
Betrag, der in dieser ganzen
Zeitspanne von sechs Jahren an
Neuverschuldung zusammenge-
kommen ist.

85 oder 90 Prozent
Eigenfinanzierung?

Die Finanzkommission gefiel
sich in den letzten Wochen als
finanzpolitischer Wächter und
«Einpeitscher». Das ist auch ih-
re Rolle. Unter dem Präsidium
von Albert Arlettaz hat die
Kommission bekanntlich ein-
stimmig die Rückweisung des
von der Regierung vorgelegten
Voranschlags zur Staatsrech-
nung beschlossen. Die Haupt-
forderung der Finanzkommissi-
on: Der Eigenfinanzierungsgrad
des Kantons müsse sich auf 85
Prozent belaufen. Diese Forde-
rung wurde von den zwei andern
ständigen Kommissionen des
Walliser Grossen Rates unter-
stützt, nämlich von der Ge-
schäftsprüfungskommission und
von der Reformkommission.
Die Regierung gab nach und

sparte die erwähnten zusätzli-
chen 23 Millionen ein. Dem
Vernehmen nach will nun die im
Grossen Rat breit abgestützte
Wirtschaftsgruppe die Spar-
schraube noch stärker anziehen
und von der Regierung einen
Selbstfinanzierungsgrad von 90
Prozent einfordern. Dies würde
weitere Einsparungen in Millio-
nenhöhe erfordern.

In den eigenen Fuss
schiessen?

Natürlich kann der Grosse Rat
die Sparschraube noch härter
anziehen. Allerdings dürften die
Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter im Parla-
ment mit einem Male spüren,
dass es auch sie trifft. Die
Grossräte schiessen sich damit
sozusagen in die eigenen Beine.
Bereits die jetzt eingeleitete
Sparrunde zum Budget 2002
und weitere Sparvorschläge tref-
fen jeweils die Standortgemein-
den mit. So schlägt die Finanz-
kommission beim Kauf der
Swisscom-Gebäude von Brig-
Glis und Sitten vor, dass sich die

Standortgemeinden an diesem je
rund 8,5 Millionen-Geschäft
hälftig beteiligen. Brig-Glis soll
bereits eingewilligt haben; Sit-
ten dürfte nachziehen.
Die Streichungen am Aus- und
Neubauprojekt des Kollgiums in
Brig-Glis dürften ebenfalls kei-
ne Freudensprünge auslösen.

Der Regierung böte sich näm-
lich bei weiteren Sparrunden ein
grosser Topf an, bei dem auch
Abstriche möglich wären: Bei
den 560 Millionen Franken an
Beiträgen, die der Kanton je-
weils unter verschiedenen Titeln
an die Gemeinden leistet.

lth


